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ZEITGESPRÄCH

Vollbeschäftigung durch Lohnpause?

ln seinem Herbstgutachten 1977 sprach sich der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung für eine Lohnpause aus. Diese Empfehlung stieß auf Kritik. Die Professo­
ren Karl Georg Zinn, Aachen, Bruno Molitor, Würzburg, und Burkhard Strümpel, Berlin, nehmen Stellung.

Karl Georg Zinn

Das SVR-Gutachten 1977/78: ein Krisenprogramm

Der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamt­

wirtschaftlichen Lage hat in sei­
nem Herbstgutachten 1977 für 
die Wirtschaftsentwicklung 1978 
eine Prognose und zwei Alterna­
tiven dargesteilt, die darauf hin­
auslaufen, daß die günstigste 
Kombination von Beschäftigungs­
und Preisniveauentwicklung — 
nämlich eine Beschäftigungszu­
nahme von 0,5 % bei einer Infla­
tionsrate von 2,5 bis 3 “/o — durch 
eine Reallohnsenkung bzw. Er­
höhung der (bereinigten) Gewinn­
quote erreicht werde.

Die theoretische Basis dieser 
Empfehlung, die sich nicht mit 
einem Reallohnstopp begnügt, 
sondern eine Reduktion der rea­
len Masseneinkommen zugun­
sten höherer Gewinne verlangt, 
ist die empirisch nicht klar beleg­
te Grenzproduktivitätstheorie des 
Lohnes: Da die Löhne im Verhält­
nis zur Produktivitätsentwicklung 
zu stark gestiegen seien, hätten 
die Unternehmer Entlassungen 
vornehmen müssen, nachdem die 
Antiinflationspolitik seit 1973 eine 
Überwälzung der Lohnkosten in 
den Preisen nicht mehr in vollem

Ausmaß zugelassen habe. An­
schaulich heißt dies, daß die mit 
der angeblich zu teuren Arbeit 
produzierten Güter sich nicht 
mehr verkaufen lassen. Oder um­
gekehrt: wenn alle Arbeitslosen 
wieder Beschäftigung finden sol­
len, so müssen die Löhne bzw. 
Lohnkosten auf ein Niveau sin­
ken, das so niedrige Preise er­
laubt, daß die bei Vollbeschäfti­
gung herstellbare Produktion voll 
abgesetzt werden kann. Über­
produktion, Fehlinvestitionen, 
Sättigung und dergleichen spie­
len für den Sachverständigenrat 
keine wesentliche Rolle.

Konservative
Wirtschaftspolitik

Die Zuspitzung der Krisener­
klärung auf das Lohnkostenargu­
ment ist keine Erfindung des 
Sachverständigenrates, sondern 
wurde mit bekannter Regelmäßig­
keit von den Unternehmervertre­
tern und Verfechtern der herr­
schenden nationalökonomischen 
Doktrinae während der vergan­
genen Jahre vorgetragen und fin­
det sich auch im McCracken- 
Report der OECD. Von Gewerk­

schaften und Wissenschaftlern, 
die den neoklassischen Harmo­
nielehren etwas kritischer gegen­
überstehen, wird jener These von 
der lohnkostenbedingten Krise 
ebenso beharrlich widerspro­
chen. Die Ursachenfrage der 
Krise und das Rezept für den Weg 
aus der weltwirtschaftlichen Mi­
sere sind also umstritten. Den­
noch entschied sich der Sachver­
ständigenrat als Gremium für 
eine nicht nur eindeutige, son­
dern einseitige Aussage. Im Hin­
blick auf seinen durch die Mas­
senmedien potenzierten Einfluß 
auf die öffentliche Meinung kann 
sich der Sachverständigenrat 
nicht darauf berufen, er habe 
seminaristische Sandkastenspie­
le ausprobiert, sondern die Rats­
mehrheit w ill W irtschaftspolitik 
machen: und zwar nach landläu­
figem Verständnis konservative 
Wirtschaftspolitik.

Die öffentlichkeitswirksame 
Mehrheitsmeinung im Sachver­
ständigenrat w ill die Last der Kri­
senüberwindung faktisch allein 
den Lohn- und Gehaltsempfän­
gern, genauer den Empfängern 
unterer und mittlerer Einkommen
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aufbürden. Dies ist nicht nur ein 
klares Votum gegen gewerk­
schaftliche Lohnpolitik, sondern 
zugleich eine Absage an alle von 
den Gewerkschaften getragenen 
Vorstellungen über eine der Kri­
sensituation kurz- und m ittelfri­
stig angemessene Wirtschafts­
politik. Als Gremium hat der Rat 
damit in aller Klarheit seine wirt- 
schafts- und gesellschaftspoliti­
sche Interessenorientierung zum 
Ausdruck gebracht. Die empfoh­
lene Lohnpolitik läuft faktisch 
nicht nur auf einen Reallohn­
stopp, sondern eine Reallohn­
senkung hinaus. Das Lohnstopp­
postulat wird aber nicht einmal 
m it der in diesem Zusammen­
hang naheliegenden Komple­
mentärmaßnahme eines allge­
meinen und staatlich kontrollier­
ten Preisstopps verbunden. Da­
mit ist implizit sogar eine 
Rechtfertigung für die unterneh­
merische Preiserhöhungspolitik 
in der Vergangenheit ausgespro­
chen. Sowohl in der wirtschafts­
politischen Handlungsanweisung 
als auch in den zur Begründung 
herangezogenen Theoremen, Ar­
gumenten und gesellschaftspoli­
tischen Normvorstellungen ver­
tr itt der Sachverständigenrat als 
Gremium Unternehmerpositio­
nen. Echte Alternativen zu dem 
empfohlenen Konzept werden 
entweder gar nicht erst erörtert 
oder aber bagatellisierend ver­
worfen.

Die Kritik an der einseitigen 
Interessenbezogenheit der Sach­
verständigenmehrheit ist eine 
Sache; ein zweites Problem er­
gibt sich mit der Frage der Stich­
haltigkeit der Position des Rates. 
Es scheint zweifelhaft, ob der Rat 
unter längerfristiger Perspektive 
überhaupt als „k luger“ Sachwal­
ter unternehmerischer -  oder in 
der ratseigenen Terminologie: 
marktwirtschaftlicher -  Interes­
sen fungiert. Diese beiden Punkte 
seien nun eingehender erörtert.

Es wurde u. a. von Gewerk­
schaftsseite der verständliche 
Vorwurf erhoben, daß der Sach­
verständigenrat seine gesetzliche

8

Kompetenz durch die Einseitig­
keit seiner Empfehlung über­
schritten habe. Es ist zu vermu­
ten, daß dieser Vorwurf auf der 
Annahme beruht, der Sachver­
ständigenrat könne so etwas wie 
„objektive W ahrheit“ vertreten; 
der Vorwurf setzt dann also vor­
aus, daß es eine richtige Analyse 
„de r“ Wissenschaft gebe und sich 
daraus auch nur ein relativ enges 
Bündel von wirtschaftspolitischen 
Empfehlungen herleiten ließe.

Politisches Gremium

Diese Möglichkeit hat derSach- 
verständigenrat jedoch nicht. Er 
ist ein politisches Gremium, wenn 
sein politischer Charakter auch 
(leider) nicht so klar gesehen 
wird, wie es etwa bei der ameri­
kanischen Entsprechung des 
deutschen Rates, dem Council of 
Economic Advisers, der Fall ist.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs;

Prof. Dr. Karl Georg Zinn, 
38, ist Ordinarius für Volks- 
v/irtschaftslehre und Direl<- 
tor des Instituts für W irt­
schaftswissenschaften der 

Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule 
Aachen.

Prof. Dr. Bruno l\/lolltor, 51, 
Ist Ordinarius für Volks­
wirtschaftslehre und Leiter 
des Instituts für Vertei- 
iungs- und Sozialpolitik an 
der Jullus-Maxlm ilians- 
Unlversltät in Würzburg.

Prof. Dr. Burkhard Strüm- 
pel, 42, ist Ordinarius für 
Wirtschaftswissenschaften 

an der Freien Universität 
Berlin und Senior Fellow  
am Internationalen Institut 
für Umwelt und Gesell­
schaft, Wissenschaftszen­
trum Berlin.

Der politische Charakter des Ra­
tes g ilt in doppelter Weise: Er­
stens wird der Rat von Politikern 
berufen; hierbei muß zwar die 
fachliche Kompetenz der Berufe­
nen als Nebenbedingung beach­
tet werden, aber es ist ein offenes 
Geheimnis, daß aus der relativ 
großen Zahl fachlich hinreichend 
Kompetenter schließlich nach 
politischen Gesichtspunkten aus­
gewählt, vorgeschlagen, berufen 
bzw. abgelehnt wird (ja werden 
muß). Zweitens hat es der Sach­
verständigenrat mit einer Materie 
zu tun, die schon lange vor den 
klassischen Nationalökonomen 
den treffenden Namen „Politische 
Ökonomie“ erhalten hat; der Rat 
hat es also mit Interessenfragen 
zu tun, und es bleibt ihm lediglich, 
die Interessenbezogenheit seiner 
Stellungnahmen sprachlich zu 
kaschieren oder die Interessen­
gegensätze deutlich zu machen. 
Im letztgenannten Fall — und der 
ist mit dem aktuellen Gutachten 
gegeben — kann sich der Rat auf 
eine Seite schlagen, also konkret 
gegen oder für höhere Löhne ar­
gumentieren, oder aber auch die 
gegensätzlichen Positionen ex­
plizit ausweisen und jeweils die 
die konträren Positionen abstüt­
zenden Argumente bringen.

Extreme Einseitigkeit

Der Rat kann also eindeutig In­
teressenpolitik betreiben oder 
aber — was praktisch bei der 
Ratskonstruktion vielleicht un­
möglich ist — verschiedenen In­
teressen Argumente liefern. Je­
denfalls kommt der Rat in keinem 
Fall aus den gesellschaftlichen 
Interessenkonflikten heraus. Wie 
immer er sich in seinen Stellung­
nahmen entscheidet, er macht 
Politik. Das Mißliche an der gan­
zen Sache ist also nicht, daß im 
Sachverständigenratsgutachten 

Interessen vertreten werden, son­
dern daß die Interessenvertre­
tung einseitig ist und dann auch 
noch mit dem ehrfurchtgebieten­
den Purpurmantel quasi interes­
senneutraler Wissenschaft um­
hüllt wird.
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Dem Sachverständigenrat ist 
daher nicht so sehr Kompetenz­
überschreitung anzukreiden, son­
dern der Vorwurf müßte lauten: 
extreme Einseitigkeit. Und damit 
richtet sich die Rüge nicht nur an 
den Rat, sondern auch an jene, 
die bei der Berufung des Gre­
miums nicht den allenthalben 
propagierten Pluralismus -  im 
politischen wie im wissenschaft­
lichen Sinn -  zu wahren wußten 
(was sicherlich keine ganz einfa­
che Aufgabe darstellt).

Anstatt von „Kompetenzüber­
schreitung“ könnte man auch von 
(absichtlicher?) Kompetenzunter- 
schreitung sprechen; Warum wird 
z. B, wie erwähnt, die Empfeh­
lung, die Reaiiöhne zu senken, 
nicht durch das in Nachbarlän­
dern übliche Komplementärin­
strument zum Lohnstopp, den 
Preisstopp, ergänzt? Warum wird 
nicht die Möglichkeit durchge­
spielt, einen tarifvertraglichen 
Reallohnverzicht m it Beschäfti- 
gungs- und Investitionsverpflich­
tungen der Unternehmen zu kop­
peln, zumindest aber an die Be­
dingung zu knüpfen, daß Lohn­
kostensenkungen auch in den 
Preisen weitergegeben werden. 
Der Rat selbst w indet sich ja  un­
ter dem Zweifel, ob sinkende 
Lohnstückkosten in der heutigen 
Welt oligopolistischer Märkte, 
privat administrierter Preise und 
sättigungsbedingt preisunelasti­
scher Nachfrage wirklich zu Preis- 
(niveau)senkungen führen: „Eine 
im ganzen positive Veränderung 
der Kaufkraft der privaten Haus­
halte als unmittelbare Rückwir­
kung der Kostensenkung ergibt 
sich allerdings nur, wenn die Sen­
kung oder der Minderanstieg des 
Preisniveaus erheblich is t.“

Drei Bruchstellen

Mit einem kühnen Griff in die 
vorkeynesianische Theorie prä­
sentiert der Rat den Realwert­
effekt (bekannter als Pigou-Ef- 
fekt) als theoretische Grundlage 
seiner Beschäftigungskonzep­
tion. Die unterstellte Wirkungs­
kette lautet: Sinkende Reallöhne

=  sinkende Kosten =  sinkende 
Preise und/oder steigende Ge­
winne =  höhere Kaufkraft der 
Empfänger von Gewinn- und So- 
ziaieinkommen =  Nachfragestei­
gerung im Investitions- und Kon­
sumgütersektor. Die drei Bruch­
stellen dieser Kette werden hin­
gegen nicht klar gesehen: Näm­
lich erstens die Wahrscheinlich­
keit, daß sinkende Lohnkosten 
nicht zu entsprechenden Preis­
senkungen führen, zweitens die 
durch eine Lohnquotensenkung 
zu erwartende Erhöhung der 
volkswirtschaftlichen Sparquote 
bzw. Senkung der Konsumquote 
und damit eine höhere Nach­
fragelücke sowie drittens die Tat­
sache, daß steigende Gewinne 
bei nach wie vor stark unteraus­
gelasteten Kapazitäten günstig­
stenfalls die Rationalisierungs­
investitionen erhöhen, hingegen 
keine Erweiterungsinvestitionen 
erwartet werden können.

Die Einseitigkeit der Ratsargu­
mentation wird auch in der skep­
tischen Beurteilung einer fiskal­
politischen Krisenbekämpfung 
deutlich. Die relativ günstigen be­
schäftigungspolitischen Ergeb­
nisse in Ländern wie Schweden 
oder Österreich, die in den ver­
gangenen Jahren einer pronon- 
ciert keynesianischen Politik fo lg­
ten, werden mit dem Hinweis auf 
die Zahlungsbilanzprobleme die­
ser Länder bagatellisiert. Fiskal­
politische Expansionsimpulse 
sollen nach Ratsmeinung vorwie­
gend auf die „verstärkte Beteili­
gung des Staates an den Risiken 
privater Investitionen“ hinaus­
laufen, d.h. konkret Zuschüsse 
für Forschungs- und Entwick­
lungsprojekte, „eigenkapitalähn­
liche Kredite des Staates“ für Fir- 
menneugründungen und derglei­
chen. Allerdings sind solche Vor­
schläge ohnehin nur auf die Ne­
benschauplätze der Krisenbe­
kämpfung gemünzt, denn immer 
wieder betont der Rat die Not­
wendigkeit einer Lohnsenkung: 
„Was das Investitionskalkül 
auch immer belasten mag, es 
gibt jeweils ein Lohnniveau, bei 
dem keine Angebotsprobleme,

die aus anderen Gründen beste­
hen mögen, so stark zu Buche 
schlagen, daß Vollbeschäftigung 
unmöglich würde“ (Ziffer 288).

Diese These ist ebenso wenig 
w iderlegbar wie der Satz „Es gibt 
einen fünfbeinigen Raben“ ; nur 
sollte man auf solche Aussagen 
keine wirtschaftspolitische Pro­
gramme gründen.

Internationaler
Lohnkostenvergleich

Das Lohnkostenargument 
scheint noch am ehesten -  im 
internationalen Bereich -  gewis­
se Relevanz zu haben, denn beim 
Export könnte via kostenorien­
tierter Preissenkung eventuell 
eine Absatzausweitung erreicht 
werden. Betrachtet man jedoch 
die internationale Situation, so ist 
von deutscher Exportschwäche 
nichts zu sehen. Selbst der starke 
Exportrückgang von 1974 auf 
1975 ist unter m ittelfristiger Per­
spektive kein Einbruch, denn 
auch nach 1975 verharrte sowohl 
der Exportanteil am Bruttosozial­
produkt als auch der Außenbei­
trag über dem langjährigen 
Durchschnitt. Trotz der vom Rat 
beklagten Lohnerhöhung beweg­
te sich die Ausfuhr von 1973 an 
steil nach oben und kompensierte 
einen Teil des binnenwirtschaft­
lichen Nachfragedefizits.

Der internationale Vergleich 
der Lohnstückl<osten, und nur 
diese sind im Hinblick auf Preis­
politik und Konkurrenzfähigkeit 
am Weltmarkt relevant, zeigt, daß 
der Lohnstückkostenanstieg der 
verarbeitenden Industrie in der 
Bundesrepublik weit unter dem 
OEGD-Durchschnitt der Jahre 
1974 bis 1977 lag (vgl. Tabelle). 
Daß sich aufgrund der Außenhan­
deisungleichgewichte zwischen 
den OEGD-Ländern schließlich 
Wechselkursänderungen größe­
ren Ausmaßes mit einem Aufwer­
tungseffekt für die Deutsche Mark 
und die deutschen Löhne vollzo­
gen, kann in einem System flexi­
bler Kurse nicht verwundern; 
hieran wird jedoch gerade die
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selbstzerstörende Wirkung per­
manenter Leistungs- bzw. Zah­
lungsbilanzüberschüsse deutlich. 
Sollte sich über Reallohnsenkun­
gen tatsächlich eine weitere Stär­
kung der Exportfähigkeit der 
Bundesrepublik ergeben, d.h. 
würden w ir fortfahren, einen Teil 
der Arbeitslosigkeit zu exportie­
ren, müßten sich die bereits in 
Gang gesetzten protektionisti­
schen Tendenzen weiter ver­
schärfen.

Völlig verfehlt erscheint in die­
sem Zusammenhang die Hoff­
nung, eine N iedrigiohnpolitik 
könnte die „Abwanderung“ von 
Arbeitsplätzen ins Ausland ver­
hindern. Erstens ist der deutsche 
(langfristige) Nettokapitalexport
— gemessen am gesamtwirt­
schaftlichen Investitionsvolumen
— nur marginal: zweitens spielen 
die Lohnkostenunterschiede zum 
Ausland nur in wenigen Ausnah­
mefällen eine wesentliche Rolle 
bei den Direktinvestitionen.

Veränderung der 
Lohnstückkosten

Durchschnitt 
1964/74 1974/75 1975/76 1976/77

USA 2,7 12,2 0,5 4
Japan 5,8 22,1 -3,1 4,5
Bundesrepublik 5,5 7,9 -1 ,6 3,25
Frankreich 4,7 21,2 4,6 8,25
Großbritannien 7,1 32,1 13,3 7,5
OECD-
Durchschnltt 4,2 16,4 1,5 6,75

Q u e l l e ;  OECD: Economic Outlook, Nr. 
21, Juli 1977, s. 57.

Untersuchungen über die Mo­
tive fü r Direktinvestitionen deut­
scher Unternehmen im Ausland 
ergaben, daß das Lohnkosten­
argument — abgesehen von sehr 
speziellen Fällen — weit hinter 
anderen Gründen, vor allem ab­
satzpolitischen Überlegungen 
rangiert. Anders wäre auch kaum 
zu erklären, daß ca. 70%  aller 
Direktinvestitionen in Industrie­
länder und nicht in Niedriglohn­
länder gehen.

Wie steht es nun um den Zu­
sammenhang von Gewinnhöhe, 
Investitionsentwicklung und Re­
allohnbewegung? Die Erfahrun­
gen der jüngeren Vergangenheit

haben belegt, daß Gewinnsteige­
rungen die Investoren nicht zu 
Erweiterungsinvestitionen veran­
lassen, solange noch erhebliche 
Kapazitätsunterauslastung be­
steht. Der früher leidlich belegte 
Zusammenhang von Gewinnhöhe 
und Investitionstätigkeit wird 
heute auch von orthodoxen 
Markttheoretikern kaum noch be­
hauptet. Untersuchungen des Ifo- 
Instituts haben recht klare empi­
rische Belege geliefert, daß die 
Gewinnhöhe nicht mehr mit der 
Investitionsbereitschaft korre­
liert. Als „Erklärung“ für dieses 
der Natur der Marktwirtschaft so 
wenig päßliche Phänomen wird 
auf die „Stimmungslage“ der Un­
ternehmer verwiesen. Auch hier­
zu liegen Operationalisierungs­
versuche des Ifo-Instituts vor.

Unterstellt, es liege tatsächlich 
an der schlechten Laune der In­
vestoren, dann müßte die Konse­
quenz in einer sozialen Demo­
kratie doch eigentlich sein, die 
Investitionspolitik zu „sozialisie­
ren“ , denn es wäre skandalös, 
wollte man das Schicksal und die 
Existenz von Millionen von Men­
schen von der guten oder 
schlechten Laune der Unterneh­
mer abhängig machen. Wie hoch 
müssen denn Rentabilität bzw. 
die quasi-garantierten Zukunfts­
gewinne sein, damit das von den 
arbeitenden Menschen geschaf­
fene Kapital auch wieder investiv 
verwandt wird? Oder -  um die 
Absurdität des Stimmungsargu­
ments noch ein wenig zu strapa­
zieren — müssen erst wieder Ver­
treter einer orthodoxen kapitali­
stischen Wirtschaftsphilosophie 
auf die Regierungsbank, damit 
die Unternehmerstimmung bes­
serw ird?  Wie viele Jahre müssen 
die Gewinne steigen bzw. ein re­
lativ hohes Niveau halten, ehe 
das viel beschworene Weltver­
trauen der Unternehmer w ieder­
kehrt?

Die Ifo-Tests zur Unternehmer­
stimmung lieferten — wiederkeh­
rend -  die unzweideutigen Be­
lege, daß die Stimmung schlecht, 
die Investitionsneigung gering

ist, weil man keine expandieren­
de Nachfrage vor sich sieht. Nicht 
die Lohnkosten bedingen die 
schlechte Kapazitätsauslastung, 
sondern die fehlende Nachfrage. 
Oder muß man eingestehen, daß 
in der Vergangenheit zu schnell 
und zu viel in Kapazitätserweite­
rungen investiert wurde? Ein 
bißchen „Investitionslenkung“ im 
Boom nach 1969 hätte die Inve­
stitionstätigkeit gestreckt und 
auch die Dämpfungspolitik im 
Frühjahr 1973 (Investitionssteuer 
etc.) verhindern können. Ange­
nommen, die Löhne in jenen 
Branchen, deren Kapazitätsaus­
lastung seit Mitte 1971 (und das 
g ilt im Durchschnitt für die ge­
samte verarbeitende Industrie) 
unter der Normalauslastung liegt, 
hätten stagniert; oder unterstellt, 
die Löhne in der gesamten Indu­
strie würden plötzlich um 10%  
gesenkt: Selbst wenn dann trotz 
der oligopolistischen Preisrigidi­
täten in vielen Branchen die Prei­
se den Lohnkostensenkungen 
folgen würden, hätten w ir keine 
Vollbeschäftigung, sondern noch 
größere binnenwirtschaftliche 
Nachfragelücken und eine noch 
stärkere Exportorientierung — 
mit allen negativen Beschäfti­
gungsfolgen bei den Handels­
partnern. Denn Lohnkostensen­
kungen, wenn überhaupt in Preis­
senkungen weitergegeben, brin­
gen auf dem Binnenmarkt nur 
dort bemerkenswerte Beschäfti­
gungszunahmen, wo die Nach­
frageentsprechend preiselastisch 
reagiert. Solche Märkte muß man 
inzwischen jedoch -  bei breiten 
Sättigungstendenzen und immer 
noch vorherrschender Sparmen- 
ta lität — mit der Lupe suchen.

Fehlschlüsse des Rates

Reallohnsenkungen reduzie­
ren über den Rückkoppelungsef­
fekt der sinkenden Massenkauf­
kraft und -nachfrage die Investi­
tionsneigung, soweit es sich um 
Erweiterungsinvestitionen han­
delt. Dieses Kaufkraftargument 
des Lohns mag zwar dann nur 
eingeschränkt gelten, wenn die 
aus Masseneinkommen fließende
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Ersparnis im Verhältnis zur Inve­
stitionsbereitschaft zu hoch ist, 
aber zumindest müßte man dann 
getreu nach keynesschem Muster 
Wege zum Ausgleich der Nach- 
fragelücke aufzeigen und sich 
nicht, wie es der Rat versucht, 
einer fiktiven „Angebotslücke“  
bedienen, um die Stagnation zu 
erklären.

Hübsches Wortspiel

Die Gutachter versäumten 
nicht, relativ ausführlich auf das 
Nachfrageproblem (Ziffern 244 ff.) 
und das Kaufkraftargument des 
Lohns (Ziffern 288 ff.) einzuge­
hen. Mit einem hübschen Wort­
spiel gießt der Rat die Kaufkraft­
these, „mehr Nachfrage schafft 
mehr Beschäftigung“ in die For­
mel „mehr Beschäftigung schafft 
mehr Nachfrage“ (Ziff. 241) um. 
Dahinter steht die Sachverständi­
genmeinung, daß man hier Ur­
sache und Wirkung austauschen 
könne, d. h. daß das Angebot un­
ter den gegebenen Umständen 
der Nachfrage vorauseilen müs­
se. Völlig übersehen wird dabei 
das Absatz- bzw. Realisierungs- 
probiem: Mehr Angebot bzw. 
mehr Produktion bedeutet zwar 
mehr Einkommen und Beschäfti­
gung, aber wer garantiert den 
Absatz? Und bei schlechten Ab­
satzaussichten wird eben nicht 
mehr produziert, vor allem nicht 
mehr in Kapazitätserweiterungen 
investiert. Ein typisches Beispiel 
für die Fehlschlüsse des Rates 
findet sich in Ziffer 258 des Gut­
achtens: „Ein großer Teil des 
technischen Fortschritts w ird un­
abhängig vom Lohnkostendruck 
hervorgebracht. Dieser autonome 
technische Fortschritt ist häufig 
arbeitssparend. Die so freigesetz- 
ten Arbeitskräfte finden . . .  oft 
keinen neuen Arbeitsplatz. Das 
heißt jedoch nicht, daß sie auf 
Dauer arbeitslos bleiben müssen. 
Denn mit dem zusätzlichen Ein­
kommen, das der technische 
Fortschritt schafft, indem er die 
Arbeitsproduktivität steigert, ent­
steht auch zusätzliche Nachfrage, 
die neue Beschäftigungsmöglich­
keiten . . .  eröffnet“ .

Auf welchen Automatismus ver­
traut hier der Rat? Produktivitäts­
bedingte Entlassungen senken 
erst einmal die Massen kauf kraft 
und erhöhen die unproduktiven 
Ausgaben der Volkswirtschaft. 
Die durch Entlassungen einge­
sparten Löhne können zu ent­
sprechenden Gewinnsteigerun­
gen führen, eventuell auch zum 
Teil den weiter beschäftigten Ar­
beitskräften als höhere Einkom­
men zugute kommen und/oder 
bei produktivitätsorientierten 
Preissenkungen das Realeinkom­
men der Konsumenten steigern. 
Was auch immer geschieht, die 
Einkommensverteilung wird un­
gleichmäßiger, vor allem ist mit 
einer höheren Gewinnquote zu 
rechnen. Nach allen Erfahrungen 
führt dies zu einer höheren Spar­
quote. Da — wie der Rat nicht ver­
hehlt — „d ie  private Konsumnei­
gung in der Tat seit längerem in 
der Bundesrepublik einen leicht 
sinkenden Trend aufweist“ (Zif­
fer 256), kann kaum erwartet wer­
den, daß der produktivitätsbe­
dingte Einkommensanstieg auch 
voll nachfragewirksam wird und 
damit die volle Absorption der in­
folge der Rationalisierungen ent­
lassenen Arbeitskräfte gewähr­
leistet. Bedenkt man zudem, daß 
Produktivitätssteigerungen häu­
fig bewirken, daß man mit weni­
ger Arbeit mehr Waren produzie­
ren kann -  und diese auch ab­
gesetzt werden müssen, so stellt 
sich Arbeitslosigkeit eben nicht 
als Lohnkostenfrage dar, sondern 
als Absatz- bzw. Überproduk­
tionsproblem. Das war in der 
Weltwirtschaftskrise der dreißi­
ger Jahre so, die erst mit dem 
Weltkrieg „endete“ ; und auch die 
Nachkriegsentwicklung erklärt 
sich durch Nachfragefaktoren — 
symptomatisch ist die Tatsache, 
daß die Arbeitsiosenquote der 
USA nur in Kriegszeiten unter die 
4-Prozent-Marke gefallen ist.

Wenn die gesamte erwartete 
Endnachfrage mit den vorhande­
nen Kapazitäten befriedigt wer­
den kann, g ibt es keinen Grund, 
Erweiterungsinvestitionen vorzu­
nehmen; mögen die gegenwärti­

gen Gewinne nun als zu niedrig 
oder als hoch angesehen werden. 
Da trotz steigender Nachfrage die 
Überkapazitäten in den vergan­
genen Jahren nicht reduziert wur­
den, obgleich der Kapazitätsaus­
bau so stark zurückging, dürfte 
die pessimistische Einschätzung 
der künftigen Nachfrageentwick­
lung durch die Unternehmer die 
Realität richtig widerspiegein. Zu­
dem signalisiert auch der seit 
1969 im Trend sinkende Quotient 
aus Auftragseingängen und Ka­
pazität (Order-Gapacity-Ratio), 
daß der künftigen Nachfrage mit 
der Fortsetzung des (ja durchaus 
noch vorhandenen) Wachstums 
des Produktionspotentials ent­
sprochen werden kann. Bei der 
anhaltenden Unterauslastung der 
Kapazitäten muß man eigentlich 
schon zufrieden sein, wenn we­
nigstens das reduzierte Volumen 
an Erweiterungsinvestitionen 
auch künftig aufrechterhalten 
wird!

Nebulöse Behauptung

Die angebotsorientierte Ex­
pansionspolitik, auf die der Rat 
gesetzt hat, erscheint ziemlich il­
lusionär. Unter den gegebenen 
Umständen könnte sie nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie „den 
großen Innovationsschub“ her­
vorbringen würde, vergleichbar 
etwa mit den Expansionseffekten 
der Masseneinführung des Perso­
nenwagens. Für solch profitträch­
tiges Unterfangen bedürfte es 
nun aber gerade keiner besonde­
ren Förderungsmaßnahmen; die 
dynamischen Unternehmer wür­
den die letzten Pfennige zusam­
menkratzen, um in ein solches 
Geschäft einzusteigen. Wieso nun 
ausgerechnet Reallohnsenkun­
gen jenes Innovationswunder 
herbeiführen werden, bleibt des 
Sachverständigen rats Geheimnis.

Es läßt sich zwar spekulieren, 
daß- kurzfristig durch Lohnsen­
kungen erreichbare Gewinnzu­
nahmen einige Unternehmer zur 
Aufstockung der Budgets für For­
schung und Entwicklung veran­
lassen, aber was dabei an Be­
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schäftigungseffekten -  und vor 
allem wann -  herausspringen 
wird, ist doch äußerst ungewiß. 
Völlig nebulös bleibt die Behaup­
tung des Sachverständigenrates, 
daß Lohnkostensenkungen Inve­
stitionen rentabel machen wür­
den, die es bisher nicht sind. Kon­
krete Beispiele fielen dem Rat 
nicht ein. Es müßte sich um Bran­
chen handeln, die zur Zeit relativ 
dicht an der Kapazitätsgrenze 
produzieren, aber eine weitere 
Steigerung der Absatzmenge nur 
bei sinkenden Preisen erreichen 
können. In diesen spezifischen 
Fällen könnte eine Lohnsenkung, 
die in Preissenkungen an die 
Nachfrager weitergegeben wird, 
auch Anlaß zur Erweiterungsin­
vestition sein, wobei sich noch 
das Problem stellt, ob die tech­
nisch bedingte Mindestgröße der 
Kapazitätserweiterung nicht zu 
weit über der via Preissenkung

attrahierbaren Nachfrage(steige- 
rung) liegt. Solche konkreten Fäl­
le scheint der Rat jedoch nicht ins 
Auge gefaßt zu haben, sonst hät­
te er doch eine tarifvertragliche 
Koppelung von Lohnstopp und 
Verpflichtung zur arbeitsplatz­
schaffenden Erweiterungsinvesti­
tion empfehlen können.

Falsche Medizin

In deutlichen Widerspruch zu 
seiner Grundkonzeption gerät 
der Rat, wenn er Lohnsenkungen 
als Medizin gegen den Rationali­
sierungsdruck schmackhaft ma­
chen könnte (Ziffer 257). Denn in­
novative Angebotserweiterungen 
finden sich ja  gerade dort, wo 
neue, kostengünstigere Produk­
tionstechniken entwickelt und 
dann von anderen Unternehmen 
als Investitionsgüter zum Zweck 
der Rationalisierung gekauft wer­
den (sollen). Das „Entlastungs­

argument“ der Lohnsenkung 
greift aber vor allem aus folgen­
den Gründen nicht: Erstens er­
öffnet der technische Fortschritt, 
vor allem die Mikroelektronik, so 
große Rationalisierungsvorteile, 
daß Lohnsenkungen, die sich 
noch einigermaßen in einer rea­
listisch vorstellbaren Dimension 
bewegen, nur marginale Brems­
wirkung im Rationalisierungspro­
zeß hätten. Wahrscheinlicher ist 
hingegen, daß durch Lohnsen­
kungen bedingte Gewinn- und Li­
quiditätserhöhungen der Unter­
nehmen die Rationalisierung 
noch beschleunigen. Zweitens 
muß gesehen werden, daß die 
Rationalisierungsprozesse der 
jüngeren Zeit eine Fortsetzung 
des seit den sechziger Jahren 
anhaltenden Rationalisierungs­
trends darstellen. Einschlägige 
Untersuchungen des Ifo-Instituts 
haben deutlich gemacht, daß w ir
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eben keinen Rationalisierungs­
boom erleben, sondern die „In ­
vestitionsschwäche“ ausschließ­
lich durch den Fortfall der Erwei­
terungskomponente in der ge­
samten Anlageinvestition bedingt 
ist.

Es besteht somit auch kein Zu­
sammenhang zwischen Lohnbe­
wegung der jüngeren Vergangen­
heit und Rationalisierungen. Eine 
Verminderung der Rationalisie­
rung ist zudem weder kurzfristig 
noch langfristig wünschenswert, 
was hier wohl nicht weiter erläu­
tert zu werden braucht. Das Pro­
blem der rationalisierungsbe­
dingten Arbeitslosigkeit muß

kurzfristig über angemessene Ra­
tionalisierungsschutzabkommen 
gelöst werden; und langfristig g ilt 
es, durch einen planvollen Aufbau 
neuer Arbeitsplätze (Stichworte: 
vorausschauende Strukturpolitik 
und gesamtwirtschaftliche Rah­
menplanung) sowie den beschäf­
tigungspolitischen Einsatz der 
Arbeitszeitverkürzung das Ar­
beitsplatzdefizit zu beheben.

Die westlichen Länder stehen 
wieder — wie schon einmal in den 
dreißiger Jahren -  vor der para­
doxen Situation, daß die Volks­
wirtschaften mehr produzieren 
können als durch Nachfrage ab­

sorb iertw ird . Entweder man paßt 
die Nachfrage dem Produktions­
potential an. wobei ganz sicher 
Lohnsenkungen auf den falschen 
Weg führen, auch wenn Lohn­
steigerungen nicht ausreichen, 
um die Nachfragelücken zu kom­
pensieren, oder das Wachstum 
des Produktionspotentials und 
damit auch das Wachstum des 
nicht mehr rentierlich verwert­
baren Akkumulationskapitals 
muß gedrosselt werden, was mit 
Vollbeschäftigung nur vereinbar 
ist, wenn die Arbeitszeit verkürzt 
wird und/oder der (öffentliche) 
Dienstleistungsbereich relativ 
ausgeweitet wird.

Bruno Molitor

Schlüsselrolle der Lohnpolitik

Der Sachverständigenrat
braucht sich in seiner Gut­

achtertätigkeit nicht über man­
gelnde öffentliche Resonanz zu 
beklagen. Daß sie zumeist un­
freundlich ausfällt, wird ihn selbst 
am wenigsten überraschen. Er ist 
kein regierungsamtliches Bera­
terorgan vom Stile des „Council 
of Economic Advisers“ , sondern 
ein Gutachtergremium, das die 
„Urteilsbildung“ bei allen w irt­
schaftlich verantwortlichen In­
stanzen und der Öffentlichkeit 
„erleichtern“ soll. Aber schon in 
die Analyse der gesamtwirt­
schaftlichen Lage und der Fakto­
ren, die sie verursachen, spielt 
immer auch das Verhalten von 
Regierung und Interessengrup­
pen hinein, und fachliche Kritik 
ist etwas, das auf der politischen 
Bühne besonders empfindlich zu 
treffen scheint. Zum anderen sol­
len die Sachverständigen gewiß 
die Politiker nicht durch „Emp­
fehlungen“ unter Druck setzen. 
Aber wenn ihr gesetzlicher Auf­

trag lautet, „Fehlentwicklungen 
und Möglichkeiten zu deren Ver­
meidung oder deren Beseitigung 
aufzuzeigen“ , muß die Grenze 
zur „Empfehlung“ hauchdünn 
werden, in der Regel ist es eben 
unter den denkbaren Alternati­
ven nur eine Strategie, die bei 
gegebenen Daten die optimale 
wirtschaftspolitische Marsch­
route abgibt.

Und schließlich: Der Sachver­
ständigenrat setzt sich aus un­
abhängigen Wissenschaftlern 
zusammen: er zählt nicht Ver­
bandsmanager und ministerielle 
Fachleute zu seinen Mitgliedern. 
Das bietet die Chance, in sich 
geschlossene Konzepte vorzule­
gen, die in dem Sinne radikal 
sind, als sie das jeweilige w irt­
schaftliche Übel an der Wurzel 
zu packen suchen und dabei 
den Adressaten zuweilen unbe­
queme Lernprozesse zumuten, 
während bei den anders struktu­
rierten Regierungskommissionen 
nur zu oft die Berge kreißen und

eine Maus geboren wird. Natür­
lich ist da der Vorwurf nicht weit, 
die Vorschläge der Sachverstän­
digen seien unrealistisch und 
nicht durchsetzbar. Indes, würde 
der wissenschaftlichen Analyse 
der Rahmen durch das abge­
steckt, was die politische Praxis 
und die Interessengruppen 
selbst für opportun halten, käme 
ein erfolgversprechender Aus­
weg aus der wirtschaftlichen Ma­
laise wohl nie in Sicht. Das 
„Durchsetzen“ ist nun einmal 
der Beruf des Politikers. Seine 
vornehmste Aufgabe liegt darin, 
das sachlich Notwendige prak­
tisch möglich zu machen. So sei­
nerzeit die Freigabe des Wech­
selkurses, m it der unser unhalt­
bares außenwirtschaftliches Un­
gleichgewicht abgebaut wurde. 
So seinerzeit die geld- und fi­
nanzpolitische Abkehr von einem 
inflationären Wachstum mit 
Überbeschäftigung, das das 
volkswirtschaftliche Leistungs­
vermögen überstieg. Und so
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heute die nachhaltige Reduktion 
der — weitgehend strukturell be­
dingten -  Arbeitslosigkeit, ohne 
daß sich die Inflationsspirale er­
neut zu drehen beginnt.

Part der Gewerkschaften

Hierbei kommt der Lohnpoli­
tik  „1978 und danach“ eine 
Schlüsseirolle zu. Mit dieser 
Auffassung befinden sich die 
Sachverständigen in guter Ge­
sellschaft; auch das Herbstgut­
achten der fünf W irtschaftsinsti­
tute und jetzt der Wissenschaft­
liche Beirat beim Bundeswirt­
schaftsministerium sprechen sich 
in der gleichen Weise aus. Das 
läßt sich nicht mit der „konser­
vativen Einstellung“ der Autoren 
abtun, wie das einige Funktionä­
re selbsttherapeutisch versu­
chen. In unserer Wirtschaftsord­
nung sind die Tarifvertragspart­
ner de facto Mitträger der W irt­
schaftspolitik. Entsprechend dem 
überragenden Gewicht des 
Lohnfaktors müssen sie ihren 
Teil zur Realisierung der allge­
meinverbindlichen wirtschaftspo­
litischen Ziele beitragen.

Derzeit stellt die Arbeitslosig­
keit das größte Problem dar. Die 
sachlichen Beziehungen zwi­
schen Lohnhöhe und mittelfristig 
erreichbarem Beschäftigungs­
stand sind natürlich auch auf Ge­
werkschaftsseite bekannt. Indes, 
ist es das Beschäftigungsziel 
nicht wert, jetzt mit einer Kor­
rektur im lohnpolitischen Kurs 
zu reagieren? Und muß nicht die 
Lage schrecken, in die jene 
Industrieländer hineinmanövriert 
wurden, wo es am Willen zu ei­
ner solchen Neuorientierung 
fehlte? Unsere Gewerkschaften 
haben in den langen Zeiten der 
Hochkonjunktur große Vertei­
lungserfolge erzielt: die Lohn­
quote erreichte eine Höhe wie 
nie zuvor. Aber das Blatt der 
ökonomischen Großwetterlage 
hat sich gewendet. Nunmehr 
kommt der Beschäftigungsori­
entierung der Primat zu; denn 
es hängt entscheidend von der 
Lohnpolitik ab, wie schnell sich

die Arbeitslosigkeit abbauen 
läßt. In dieser Sache können die 
Gewerkschaften bei ihren Mit­
gliedern auf mehr Verständnis 
rechnen, als das manche zornige 
junge Männer in den Vorstands­
etagen offenbar wahrhaben wol­
len. Dem einzelnen Arbeitneh­
mer jedenfalls steht die Sicher­
heit seines Arbeitsplatzes höher 
als ein Lohnquotenprozent. Und 
wenn nicht alles täuscht, be­
schränkt sich die Solidarität der 
Gewerkschaftsmitglieder nicht 
auf den Zusammenhalt gegen 
die Arbeitgeberseite; sie schließt 
auch und nicht zuletzt die Rück­
sicht auf die Arbeitssuchenden 
ein, die freigesetzt wurden oder 
neu auf den Arbeitsmarkt drän­
gen.

Tabus müssen fallen

Wenn der Sachverständigen­
rat im vorliegenden Gutachten 
die Verantwortung der Tarifver­
tragspartner mit besonderem 
Nachdruck, ja  einer gewissen 
Schärfe betont, so dürfte das si­
cherlich auf die Erfahrungen des 
verflossenen Jahres zurückge­
hen. Seine lohnpolitischen War­
nungen sind 1977 nicht auf das 
notwendige Gehör gestoßen; 
die Rate der Lohnerhöhungen 
war durchweg nicht beschäfti- 
gungskonform; sie hat im Ge­
genteil zusätzlich und vermeid­
bar Arbeitsplätze gekostet. Vor 
diesem Hintergrund muten die 
geradezu wütenden Attacken 
auf das sog. Wegrationalisieren 
von Arbeitsplätzen sachlich eini­
germaßen sonderbar an. Denn 
wie sollten die Unternehmen, 
die in der rezessiven Phase und 
bei flexiblen Wechselkursen in 
einem besonders harten Preis­
wettbewerb stehen, anders auf 
überzogene Lohnkostensteige­
rungen reagieren, als den ver­
teuerten Arbeitsfaktor verstärkt 
durch den relativ günstigen Ka­
pitaleinsatz zu substituieren, um 
halbwegs rentabel zu bleiben 
und nicht überhaupt die Tore 
schließen zu müssen? Und gibt 
es nicht schon genug Insolven­
zen bzw. einschlägige Konzen­
trationsbewegungen?

Niemand kann die Gewerk­
schaften aus dieser Verantwor­
tung entlassen: daß es nämlich 
die Lohnpolitik ist, die in einer 
Situation wie der unsrigen über 
das Tempo der arbeitssparen­
den Rationalisierung bestimmt. 
Nicht daß das gleiche Sozialpro­
dukt dank der erzielten Produk­
tivitätssteigerungen mit weniger 
Arbeit erstellt werden kann, 
bringt die Unternehmen, wie das 
auf manchen Seiten dargestellt 
wird, dazu, m it der Unterbe­
schäftigung ihren Frieden zu 
schließen. Es liegt vielmehr an 
der erfahrungsträchtigen Be­
fürchtung, daß einer mühsam 
verbesserten Ertragslage kom­
pensierende Lohnforderungen 
bislang auf dem Fuße zu folgen 
pflegen, die vor Erweiterungs-, 
ja vor Ersatzinvestitionen zu­
rückschrecken lassen.

Der Sachverständigenrat hat 
Empörung geerntet, weil die von 
ihm ausgegebene Devise, die 
Lohnabschlüsse für 1978 mit 
einer Drei vor dem Komma zu 
halten, nicht einmal die Infla­
tionsrate ausgleiche. Das war 
schon darum töricht, weil Preis­
steigerung nicht gleich Preisstei­
gerung ist. Die erhöhte Mehr­
wertsteuer zum Beispiel, die na­
türlich auf die Produktpreise vor­
gewälzt wird, kann nicht durch 
Nominallohnsteigerungen kom­
pensiert werden, wenn man sich 
nicht in die eigene Tasche zu lü­
gen beabsichtigt. Denn mit ihr 
w ill der Staat gerade einen grö­
ßeren Teil der Masseneinkom­
men in seine Kassen ziehen; die 
Ertragslage der Unternehmen 
wird dadurch nicht verbessert, 
sondern von den Absatzchancen 
her eher ungünstig beeinflußt. 
Natürlich kann man fragen, ob 
es in der gegebenen Lage klug 
war, ausgerechnet die Steuer­
schraube anzuziehen. Aber die 
Politiker haben es eben so ge­
wollt, und nun muß jedermann 
den erhöhten Obolus an Real­
einkommen entrichten.

Darüber hinaus ist es ein 
grundsätzlicher Fehler, Preis­
steigerungen, die morgen eintre­
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ten können, heute in Nominal- 
lohnerhöhungen zu antizipieren. 
Das bedeutet, die Infiationsrate 
nachgerade zu programmieren. 
i\/1an sollte erwarten, daß die Ge­
werkschaften hier aus der Ver­
gangenheit gelernt haben und 
von einer Illusion Abschied neh­
men. Und das um so mehr, als 
bei uns die Inflationsbekämp­
fung bislang schon erfolgreich 
war und, konstant durchgehal­
ten, Verbesserungen der Real­
einkommenssituation absehen 
läßt. Freilich dürfen die Lohnein- 
kommensbezieherdennauch vom 
Staat erwarten, daß er auf allen 
seinen Ebenen Preisdisziplin übt 
und nicht, wie bisher, die Le­
benshaltungskosten bei den ge­
wichtigen öffentlichen Gütern 
und Dienstleistungen in die Hö­
he treibt.

Selbstverständlich haben die 
Sachverständigen über dem Ko­
steneffekt nicht die mögliche 
Nachfragewirkung übersehen, 
die mit einer Lohnanhebung ver­
bunden ist; wer ihnen einen 
Rückfall vor Key n es vorwirft, 
kann das Gutachten nicht gele­
sen haben. Im Gegenteil, mit al­
ler gehörigen Akribie wird eine 
„expansive Lohnpolitik“ bei La­
ge der Dinge als ein unbrauch­
barer Weg zum Abbau der Ar­
beitslosigkeit vorgeführt. Was 
jetzt, wo sich die Sparquote der 
privaten Haushalte wieder nor­
malisiert hat, über den Ver­
brauchsanstieg entscheidet, sind 
primär die Preisanreize; von 
einer Bedarfssättigung zu spre­
chen, hält sich in beträchtlicher 
Distanz von der Wirklichkeit. 
Freilich gibt es gute Gründe zu 
bedauern, daß die Regierung 
die Chance, die ihr das Stabili­
tätsgesetz bietet, nicht auszu­
nutzen verstand, um die über­
drehten Lohnsteuern merklich 
herabzudrücken. Das hätte sei­
nen Kaufkrafteffekt nicht ver­
fehlt. Die steuerliche Tarifreform 
muß irgendwann ohnehin kom­
men; nur daß sie dann kon­
junkturpolitisch wahrscheinlich 
nicht in eine gleich günstige La­
ge fällt.

Komponenten des 
Lohnkonzeptes

Vielfach verdrängt wird das, 
was der Rat an weiteren Kom­
ponenten zur Kurskorrektur der 
Lohnpolitik für notwendig erach­
tet. Dabei kommt ihnen, gerade 
weil die heutige Arbeitslosigkeit 
stark strukturelle Züge trägt, be­
sondere Bedeutung zu. So dem 
Vorschlag, die Lohnabschlüsse 
zwischen den Sektoren und in­
nerhalb der großen Branchen 
mehr zu differenzieren und im 
übrigen die Lohnrelationen ent­
sprechend den Unterschieden 
in der Arbeitsqualifikation zu 
entzerren, statt weiterhin dem 
Zug zur Einkommensnivellierung 
durch Sockelbetragsverfahren 
u. ä. zu folgen. Damit würde der 
Strukturwandel ebenso gemil­
dert wie andererseits die drin­
gend erforderliche Arbeitsmobi­
lität erhöht. Auch wäre es rat­
sam, zu Tarifverträgen mit län­
gerer Laufzeit überzugehen. Die 
vermögenspolitische Zielsetzung 
brauchte dabei keineswegs 
Schaden zu nehmen; in einer 
mit der Ertragsentwicklung syn­
chronisierten Stufenfolge könn­
ten vermögenswirksame Leistun­
gen eingebaut werden.

Aber das ist es eben: noch 
klammern sich die Gewerkschaf­
ten an die alten lohnpolitischen 
Techniken und schieben den 
„schwarzen Peter“ lieber der 
„staatlichen Strukturpolitik“ zu. 
Indes, diese Wunderwaffe dürfte 
inzwischen allenthalben entzau­
bert worden sein. Wo mit ihr ge­
gen die Marktkräfte hantiert 
wurde, hat sie die heutige Be­
schäftigungsmalaise nur ver­
schlimmert. Und auf jeden Fall 
ist sie ein untaugliches Instru­
ment, um die lohnpolitische Un­
elastizität wettzumachen.

Ausgeschöpfte Finanzpolitik

Ebenso schmeckt es nach Es­
kapismus, wenn immer noch 
nach mehr Staatsausgaben und 
nach billigerem Geld gerufen 
wird. Die Fiskalpolitik hat in 
mehreren Programmen nicht we­

niger als 35 Mrd. DM in die W irt­
schaft gepumpt und damit eine 
Defizithöhe erreicht, von der 
später wieder herunterzukom­
men noch ein politisches Kunst­
stück erfordern wird. Die Geld­
politik hat mit der letzten Dis­
kontsatzsenkung ihre mit dem 
Stabilitätsziel verträglichen Mög­
lichkeiten vollends ausgeschöpft, 
wenn nicht schon überschritten. 
Jetzt ist entschieden die Lohn­
politik am Zuge.

Was von der staatlichen In­
stanz dagegen billigerweise ge­
fordert werden kann, ist der Ab­
bau von Investitionshindernis­
sen, die gesetzlichen oder insti­
tutionellen Charakter tragen. 
Das g ilt für den beschäftigungs­
politisch wichtigen Kraftwerks­
bereich ebenso wie für den Miet­
wohnungsbau, wo zumal das 2. 
Wohnraumkündigungsschutzge- 
setz neue Unsicherheiten ge­
bracht hat. Wie denn überhaupt 
manche Ventile der Anpassungs­
flexib ilitä t just durch politische 
Interventionen verstopft worden 
sind, die als sog. kostenlose Re­
formen in den Zeiten der knap­
pen öffentlichen Haushaltsmittel 
sich großer Beliebtheit erfreu­
ten, aber bei Licht betrachtet 
sich als gesamtwirtschaftlich be­
sonders teuer herausstellen. Zu 
denken ist etwa an die rigoro­
sen Kündigungsschutzbestim­
mungen, die Unternehmen da­
von abhalten, schwer zu vermit­
telnde Arbeitskräfte einzustellen, 
die sonst eine Wiederbeschäfti­
gungschance gehabt hätten; an 
die finanzielle Regelung des 
Mutterschutzes, die das einzelne 
Unternehmen belastet und damit 
sicherlich nicht die Arbeitsaus­
sichten der Frauen erhöht, oder 
an die verschärften Anforderun­
gen an die betriebliche Lehr­
lingsausbildung, die das Ange­
bot an Ausbildungsplätzen ge­
rade in Branchen und Regionen 
reduzieren, in denen Klein- und 
Mittelbetriebe vorherrschen.

Hier überall wirken die an sich 
gut gemeinten Sozialmaßnah­
men sich wie ein Bumerang
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schließlich gegen jene aus, de­
nen sie eigentlich nützen wol­
len. Was die Technik der Ar­
beitslosenversicherung anbe­
langt, bedarf das Kriterium der 
„zumutbaren A rbeit“ der Über­
prüfung, wenn nicht die Solida­
rität der beitragszahlenden Ar­
beitnehmer strapaziert werden 
soll. Endlich hätte auch das Ta­
bu zu fallen, dem das Institut 
der Zeitarbeitsverträge unter­
liegt. Demgegenüber muß die 
Forderung, die öffentliche Hand 
solle durch zusätzliche Einstel­
lungen die Zahl der registrierten 
Arbeitslosen senken, der Kate­
gorie der verzweifelten Rat­
schlüsse zugerechnet werden; 
denn damit würde erneut der 
öffentliche Dienst aufgebläht -  
ein Fehler zumal der frühen 
siebziger Jahre, den w ir im Zuge 
der Haushaltskonsolidierung ge­
rade erst rückgängig zu machen 
suchten.

Problematische
Arbeitszeitverkürzung

Ein Mitglied des Sachverstän­
digenrates (Scherhorn) hat in 
seinem Minderheitenvotum die 
Akzente etwas anders gesetzt, 
indem er -  neben einer langsa­
men Anhebung der Staatsquote 
-  für eine erhöhte Verkürzung 
der Arbeitszeit plädiert, um die 
Volkswirtschaft zur Vollbeschäf­
tigung zurückzuführen. Soweit 
damit eine Verlängerung der 
Freizeit bei vollem Lohnaus­
gleich gemeint ist, geht die Maß­
nahme natürlich zu Lasten der 
sonst möglichen Steigerung des 
Lohneinkommens und paßt 
schon aus diesem Grunde denk­

bar schlecht in die konjunkturel­
le Landschaft. Handelt es sich 
andererseits um eine Verkür­
zung der Arbeitszeit mit Sen­
kung des Effektiveinkommens, 
ist schwer einzusehen, wie sich 
die betroffenen Arbeitnehmer 
ohne staatlichen Zwang dazu 
verstehen sollten, ganz zu 
schweigen davon, daß nicht an­
genommen werden kann, dem 
Verzicht stände ein gleich großes 
Äquivalent an Neueinstellungen 
gegenüber. Man muß im Gegen­
teil damit rechnen, daß der Ein­
griff kostenträchtige Betriebs­
umstellungen nach sich zieht 
und der arbeitssparenden Ratio­
nalisierung einen neuen Impuls 
verleiht. Im übrigen stört die Ir­
reversibilität einer solchen Maß­
nahme, was uns Ende der acht­
ziger Jahre, wenn die Zahl der 
Erwerbspersonen ohnehin wie­
der zurückgeht, ein Ungleichge­
wicht auf dem Arbeitsmarkt mit 
umgekehrten Vorzeichen be­
scheren kann.

Frage der Erfolgsgarantie

Die Abwehr der lohnpoliti­
schen Marschroute, wie sie der 
Sachverständigenrat, wohlge­
merkt, über mehrere Perioden, 
also m ittelfristig für unerläßlich 
hält, tr itt in mancherlei Gewand 
auf. Da wird zum Beispiel ge­
sagt, wer sich in den numeri­
schen Prognosen verschiedent­
lich so geirrt habe, könne für 
sein politisches Konzept kein 
sonderliches Vertrauen erwar­
ten. Auf den logischen Fehler, 
der in diesem Schlußverfahren 
steckt, braucht dieserorts eben­
sowenig eingegangen zu wer­

den wie auf jene Art Kritik, die 
auf „neue“ Maßnahmen bis hin 
zur „Veränderung des W irt­
schaftssystems“ festgelegt zu 
sein scheint. Das Unbehagen 
kleidet sich aber auch in die Fra­
ge, ob denn die geforderte Kurs­
korrektur wirklich den Beschäf­
tigungserfolg garantiere. Nimmt 
man sie ernst, so kann die Ant­
wort nur lauten, daß nach allem, 
was w ir theoretisch und prak­
tisch wissen, das Hineinwachsen 
in marktgerechte Arbeitskosten 
die notwendige Bedingung eines 
höheren Beschäftigungsgrades 
darstellt, der vorhält. Natürlich 
kann niemand retardierende 
Querschläger ausschließen, so 
etwa eine anhaltende Dollarkrise, 
die zu einer Überbewertung der 
Deutschen Mark führt und unse­
re Exportchancen beeinträchtigt. 
Aber selbst eine solche ungün­
stige Situation würde das Kon­
zept nicht desavouieren, son­
dern umgekehrt nur noch be­
stärken. Freilich liegt es an der 
Regierung, ihr außenpolitisches 
Gewicht in die Waagschale zu 
werfen, um uns derartige Zu­
satzbelastungen zu ersparen.

Gleichwohl, läßt man die Reak­
tionen auf das Sachverständi­
gen- und die anderen einschlä­
gigen Gutachten Revue passie­
ren, ist eine gelinde Skepsis 
nicht zu unterdrücken. Sollte 
tatsächlich Oskar Morgenstern 
mit seinem „Gesetz“ recht be­
halten, nach dem sich gerade 
solche wirtschaftlichen Situatio­
nen am meisten verschlimmern, 
wo klar auf der Hand liegt, was 
in der Sache getan werden 
müßte?
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Burkhard Strümpel

Sind die Weisen überfordert?

Die sicli verschärfende Kritil< 
an der Arbeit des Sachver­

ständigenrates, die sich gele­
gentlich sogar zu Zweifeln an 
seiner Daseinsberechtigung ver­
dichtet, ist nur symptomatisch für 
das weithin empfundene Unbe­
hagen an dem gegenwärtigen 
Zustand der Wirtschaft, der W irt­
schaftspolitik und letztlich des 
Wirtschaftsdenkens in den sieb­
ziger Jahren. Der Ökonomie ist 
es bis heute nicht gelungen, die 
turbulenten Ereignisse dieses 
Jahrzehnts zu verstehen, ge­
schweige denn, sie der politi­
schen Führungsschicht oder der 
Bevölkerung erklären zu können. 
Diegegenwärtigen Krisenerschei­
nungen stiften kaum weniger 
Verwirrung als seinerzeit die De­
pression der dreißiger Jahre.

In beiden Fällen versagten die 
Leitbilder und konjunkturpoliti­
schen Instrumente, die sich in 
den vorausgegangenen besseren 
Zeiten bewährt hatten. Damals 
war die Krise flankiert von über­
optimistischen Prognosen und 
unwirksamen Therapien. In ähn­
licher Weise ist heute der An­
spruch der „G iobalsteuerung“ in 
Frage gestellt, Geldwertstabilität, 
Vollbeschäftigung und stetiges 
Wachstum durch die l\/1anipulie- 
rung von Gesamtnachfrage und 
-angebot sichern zu können. Ob­
gleich sich beispielsweise die Fi­
nanz- und W irtschaftspolitik des 
Staates, ja die Lohnentwickiung 
in den letzten Jahren im großen 
und ganzen innerhalb der Vor­
stellungen des Sachverständi­
genrates bewegt haben, sind die 
an dieses Verhalten geknüpften 
Erwartungen nicht auch nur im 
Entferntesten erfü llt worden. 
Dies gilt besonders, was das Be­
schäftigungsziel anbelangt.

Vor diesem Hintergrund über­
rascht es kaum, daß auch die Kri­
tik keinerlei einheitliche Ausrich­
tung erkennen läßt. Einmal wird 
dem Rat angekreidet, durch sei­
ne Aufforderung zur Zurückhal­
tung bei Tarifabschlüssen nicht 
nur einer Umverteilung zugun­
sten der Kapitaleinkommen Vor­
schub zu leisten, sondern auch 
den Schwächetendenzen der 
Nachfrage (Kaufkraftargument): 
zum anderen beklagt man nicht 
in erster Linie den Fehleinsatz 
des vorhandenen Instrumentari­
ums, sondern hält schon die vor­
gelagerte Situationsanalyse für 
unzulänglich ’ ).

Erhebliche Skepsis

Der hier zu kommentierende, 
im neuen Jahresgutachten ent­
haltene Vorschlag des Sachver­
ständigenrates, die Reallohner­
höhung unter dem Produkti­
vitätsanstieg anzusiedeln, ver­
sucht sehr scharfsinnig, dem in 
der ersten Denkweise enthalte­
nen Kaufkraftargument zu be­
gegnen. Dies geschieht m it der 
dem Pigou-Effekt verpflichteten 
These, es würden die Einkom­
men aufgewertet, die weniger 
streng oder nur verzögert an Ver­
änderungen des Preisniveaus ge­
koppelt sind, vor allem die Sozi­
aleinkommen und die Vermö­
genseinkommen. Die Unterneh­
men würden also gleichzeitig -

') Hier sollen einmal die Thesen des „Re­
gensburger ökonotnenkreises“ genannt 
werden, der die Ursachen der gegenwärti­
gen Krisenerscheinungen in den unserem 
Wirtschaftssystem immanenten privat-de­
zentralen Entscheidungen über Investitio­
nen und den daraus resultierenden Instabi­
litäten sieht (vgl. Leviathan, Heft 3/1977), 
zum anderen die Analyse des Verfassers 
(Krise des Wohlstands -  das Modell einer 
humanen Wirtschaft, Stuttgart 1977), die auf 
m ittelfristige Veränderungen der Verhal­
tensweisen und wirtschaftsstrukturellen 
Rahmenbedingungen abstellt.

wenn auch nur vorübergehend 
— von Lohnkosten entlastet und 
erführen darüber hinaus eine 
Stützung der Konsumnachfrage, 
eine Konstellation, die die W ir­
kung einer Initialzündung für die 
investitionsbereitschaft haben 
soll. Überdies würde eine beson­
ders niedrige Steigerung derVer- 
dienste es dem Staat erlauben, 
für dringliche Aufgaben zusätz­
liche Stellen zu schaffen (Ziffer 
401).

Mag es schon bezweifelt wer­
den, daß sich die Verfechter des 
Kaufkraftargumentes mit dieser 
Beweisführung zufrieden geben 
werden, so ist auf jeden Fall die 
Forderung nach Lohndisziplin, 
die die Mehrheit des Sachver­
ständigenrates einmal mehr in 
das Zentrum ihrer Empfehlungen 
rückt, nicht dazu angetan, den­
jenigen Kritikern in irgendeiner 
Weise entgegenzukommen, die 
eine gegenüber früheren Jahr­
zehnten gründlich veränderte 
wirtschaftsstrukturelle Land­
schaft erkennen wollen. Auch 
diesem Rezensenten erscheint 
es ganz unrealistisch, von vertei­
lungspolitischem Wohlverhalten 
einen entscheidenden Beitrag 
zur Rückkehr auf den Tugend­
pfad des Wachstums, insbeson­
dere zum Abbau der strukturel­
len Arbeitslosigkeit zu erwarten. 
Die zur Beseitigung des Arbeits­
platzmangels erforderliche Stei­
gerung der privaten Anlageinve­
stitionen müßte doch „etwa 8 v. H. 
jährlich“ bis 1985 betragen, eine 
Zuwachrate, die, in den Worten 
des Sachverständigenrates, er­
heblich über das hinausgehen 
müßte, was in der Vergangenheit 
unter wesentlich günstigeren Be­
dingungen erreicht worden ist 
(Ziffer 334).
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Nun ist die im folgenden zu be­
gründende Skepsis gegenüber 
dem Potential der geläufigen 
Therapien keineswegs gleichbe­
deutend mit dem Schluß, w ir hät­
ten es mit einem Bankrott des 
marktwirtschaftlichen Systems zu 
tun, dessen konkretes Erschei­
nungsbild ja durch Elemente des 
Wohlfahrtsstaates, der Wettbe­
werbsbeschränkung und des 
staatlichen Interventionismus, ja 
Dirigismus, ohnehin in vielfälti­
ger Weise modifiziert ist. Viel­
mehr liegt zwischen der verharm­
losenden Diagnose „Fehlverhal­
ten" und der radikalen Diagnose 
„Systemversagen“ ein vom Sach­
verständigenrat und von der öf­
fentlichen Diskussion sträflich 
vernachlässigtes Kapitel Struk­
turanalyse, dessen Seiten im 
Minderheitsvotum von Prof. 
Scherhorn aufgeschlagen wer­
den. Eine solche Strukturdebatte 
würde Aufmerksamkeit für die 
Probleme wecken, die durch Be­
völkerungsaufbau, Kapitalstock, 
Lebensstile, institutioneile Struk­
turen vorgeprägt sind und uns 
über konjunkturelle Veränderun­
gen hinaus begleiten.

Das neue Szenario

Das Vierteljahrhundert nach 
dem Weltkrieg war für die west­
lichen Industriegesellschaften 
eine Periode rapiden Wachs­
tums, dessen Tempo einen ein­
samen Rekord in den Annalen 
der Wirtschaftsgeschichte hält. 
Die Faktorenkonstellation, die 
während dieser Ära herrschte, 
läßt sich wie fo lgt skizzieren:

□  Der güterproduzierende Sek­
to r wies eine höhere Produktivi­
tät auf als die anderen Sektoren 
der Volkswirtschaft. Die gesamt­
wirtschaftlichen Wachstumsraten 
wurden aus drei Quellen ge­
speist: steigender Einsatz von 
Kapital und Arbeit; Transfer von 
Produktionsfaktoren von Berei­
chen geringer zu solchen höhe­
rer Produktivität, typischerweise 
von Landwirtschaft und Kleinge­
werbe zur Industrie; und techni­
scher Fortschritt.

□  Rohstoffe waren reichlich ver­
fügbar; die Rohstoffpreise stie­
gen weniger rasch als andere 
Preise.

□  Die Privathaushalte hatten 
zunächst einen Nachholbedarf an 
Konsumgütern. Die Konsumen­
ten waren optimistisch, unsatu­
riert, auf den Erwerb materieller 
Güter aus und vollzogen damit 
auf der Nachfrageseite die oben 
angeführte sektorale Verschie­
bung der Produktionsfaktoren. 
Hohe Geburtenziffern und ver­
minderte Sterblichkeit führten zu 
starker Bevölkerungszunahme.

Von diesen Wachtumsquellen 
sind einige weitgehend versiegt.

□  Die Produktivitätsdifferenz 
zwischen Landwirtschaft/Handel 
und Industrie ist zusammenge­
schrumpft.

□  Die Preise für Rohstoffe sind 
plötzlich und sprungartig gestie­
gen; es ist noch zu früh, hieraus 
einen bleibenden Trend abzulei­
ten. Freilich zeichnete sich die 
Erhöhung der relativen Rohstoff­
preise bereits mehrere Jahre vor 
der Ölkrise ab.

□  In Deutschland deutet sich ei­
ne Saturierung mit dem Stan­
dardsortiment des Wohlstandes 
und daraus folgend eine Entmy- 
thologisierung des Massenkon­
sums an 2). Die Sparquote hat 
sich seit Mitte der fünfziger Jahre 
verdoppelt, von etwa 8 auf leVo 
des verfügbaren Einkommens )̂.

□  Umweltschutzauflagen und 
andere politisch-gesellschaftliche 
Widerstände gegen weitere Be­
lastungen der Umwelt, ja sogar 
gegen industrielle Ansiedlungen, 
haben das Kostenniveau beson­
ders der güterproduzierenden 
Industrie erhöht und stellen ein 
zusätzliches Handikap bei der 
Errichtung neuer Anlagen dar.

□  Die Bevölkerungsentwicklung 
ist in der Bundesrepublik vorerst 
negativ.

Diese Betrachtung soll die Be­
dingungen verdeutlichen, unter 
denen in einer neuen Umwelt Be- 
schäftigungs- und Investitions­

entscheidungen stattzufinden ha­
ben. Die Schwäche der privaten 
Beschäftigung und industriellen 
Expansion ist strukturell und 
nicht konjunkturell bedingt, sie 
ist ein globales und nicht ein na­
tionales Problem. Sie ist erklärt 
durch eine Abschwächung der 
Zuwachsraten des Sachgüter­
konsums, die plausiblerweise auf 
die Periode ungewöhnlich hohen 
Wachstums der Nachkriegszeit 
folgt, im langfristigen sektoralen 
Strukturwandel vorprogrammiert 
ist und durch die plötzlich zutage 
getretene Rohstoff- und Umwelt­
problematik noch akzentuiert 
wird. Sie ist auch eingebettet in 
eine ganze Palette m ittelfristiger 
Trends wie niedrigere Kapazi­
tätsauslastung, höhere Unterneh­
mensverschuldung und fallende 
G e w in n e V o rd e rg rü n d ig e  situ­
ationsspezifische Deutungen, wie 
etwa Hinweise auf die Ver­
schlechterung des „Investitions­
klimas“ , auf Lohnabschlüsse, die 
etwas über der Summe von Pro­
duktivitätserhöhung und Geld­
entwertung liegen, oder auf die 
Erhöhung der Unternehmens­
steuern verbieten sich schon we­
gen der internationalen Paralle­
len der Investitions- und Renta­
bilitätstrends.

Bedarfsgerechte Produktion?

Gewiß, w ir haben ungenutzte 
Produktionsfaktoren und eine 
Menge unbefriedigter Wünsche 
nach privaten und öffentlichen 
Gütern, Diensten, Infrastruktur­
leistungen (einschließlich Um­
weltschutz) und guten Arbeits­
plätzen. Allerdings entspricht die 
Zusammensetzung der von der 
Wirtschaft zur Zeit bereitstellba-

») Auf die von der Nürnberger Gesellschaft 
für Konsumforschung gestellte Frage, ob 
der Haushalt während des komnnenden 
Jahres größere Anschaffungen plant, stie­
gen die negativen Antworten kontiuierlich 
von 16“/» 1956 auf 45"/« 1967. Und während 
1967 noch 18"/o der Verbraucher erl<lärten, 
daß sie m it ihrem erreichten Lebensstan­
dard zufrieden seien, waren es 1977 ledig­
lich 8%.

Ober die Gründe vgl. B. S t r ü m p e l :  
Saving Behavior in Western Germany and 
the United States, in: American Economic 
Review, Mai 1975.
<) Vgl. B. S t r ü m p e l :  Fehlverhalten 
oder Struiiturkrise?, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 57. Jg. (1977), H. 6, S. 284 ff.
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ren Bedarfsdeckung in folgenden 
Hinsichten diesen Wünschen 
nicht;

Erstens scheinen die Zuwachs­
raten der Nachfrage von den in­
dustriellen Massengütern auf Ob­
jekte überzuwechseln, die die 
Wirtschaft eben nicht oder nur 
unter stark steigenden Kosten 
liefern kann. So beobachtet der 
britische Nationalökonom Fred 
Hirsch in seinem bemerkenswer­
ten Buch „Social Limits to 
Growth“ (1977), daß sich der 
Wunschkatalog zunehmend auf 
„positionelle“ Güter verlagert, d.
h. auf Güter oder Dienste, die 
ihrer Natur nach nicht beliebig 
vermehrbar sind, wie ein Land­
haus am See. eine gut gelegene 
Wohnung oder eine akademische 
Bildung, die einen Anspruch auf 
hohes Einkommen und sozialen 
Status verbrieft. Zu einem ähnli­
chen Ergebnis führt zweitens die 
Beobachtung, daß Zuwächse in 
der Produktion solcher materiel­
len Güter, die einen hohen Anteil 
von Rohstoffen, Energie, Trans­
portleistungen. Umweltver­
schmutzung oder -schutzkosten 
an ihrer Wertschöpfung aufwei­
sen, physisch und von der Ko­
stenentwicklung her schwerer zu 
erzielen sind. Und schließlich 
will es scheinen, daß die Wün­
sche nach materiell nicht vermit­
telten Befriedigungen von der 
Wirtschaft frustriert werden. Teil­
zeitbeschäftigung. Bildungsur­
laub. Verzahnung des Bildungs­
systems mit dem Berufsleben, 
mehr Selbstbestimmung am Ar­
beitsplatz sind Optionen, die in 
unserer Gesellschaft nicht genü­
gend zur Verfügung stehen.

Aus diesen Erwägungen resul­
tieren Ansatzpunkte für ein Bün­
del von Strategien und Zielvor­
stellungen zur Verminderung der 
Arbeitslosigkeit, das an Eleganz 
und Geschlossenheit einiges zu 
wünschen übrig läßt, sich freilich 
in diesen Punkten nur der Viel­
schichtigkeit der Probleme und 
der seiner Lösung entgegen­
stehenden Hindernisse anpaßt. 
Gemeinsam ist diesem Bündel

der Versuch, den häufig miß­
brauchten Begriff qualitatives 
Wachstum zu konkretisieren. Ge­
meinsam ist ihm auch die Prä­
misse. daß es nicht so sehr die 
Menge als vielmehr die Beschaf­
fenheit der produzierten und kon­
sumierten Güter und Dienste ist, 
die fragwürdig geworden ist und 
die Gegenstand von substantiel­
len Zielvorstellungen werden 
muß. in Übereinstimmung mit 
Joan Robinson, die in einem „Die 
zweite Krise der Wirtschaftstheo­
rie“ betitelten Aufsatz schreibt: 
„Die erste Krise entstand aus der 
Unfähigkeit einer Theorie, die die 
Höhe der Produktion nicht erklä­
ren konnte. Die zweite Krise ent­
steht durch eine Theorie, die die 
Zusammensetzung der Produk­
tion nicht erklären kann.“ ®)

Förderung des 
qualitativen Wachstums

Zunächst einmal bedarf es — 
und hier stimme ich mit dem Vor­
schlag des Sachverständigenra­
tes überein — einer Schaffung 
zusätzlicher Stellen „fü r dring­
liche Aufgaben, die der Konsoli­
dierung der Staatsfinanzen we­
gen nicht genügend berücksich­
tig t worden sind“ (Ziffer 401). 
Freilich dürfte staatliche Nach­
frage nur in die Bresche sprin­
gen, um solche Leistungen zu er­
bringen, die auf bestehende, klar 
wahrgenommene Bedarfe tref­
fen. wobei die mögliche bzw. 
wahrgenommene Ineffizienz der 
Leistungserstellung im öffent­
lichen Sektor auch als Begren­
zungsfaktor erwogen werden 
muß. Alle Anzeichen sprechen 
freilich dafür, daß genügend un­
erfüllte Bedarfe für öffentliche 
Leistungen existieren, die mit den 
vorhandenen arbeitslosen oder 
unterbeschäftigten Ressourcen 
gedeckt werden können, so zum 
Beispiel Sozial- und Gesund­
heitsfürsorge, Altenhilfe, stärker 
individualisierte Betreuung von 
Kleinkindern, Erwachsenenbil­
dung, öffentliche Sicherheit. 
Kompensatorische Beschäfti­
gungspolitik, bisher bereits als 
Instrument der Konjunkturpolitik

anerkannt, müßte auch zum In­
strument der Strukturpolitik er­
hoben werden. Unter diesem Zei­
chen hat Lohndisziplin als Finan­
zierungsmodus durchaus ihre 
Berechtigung.

Zweitens müßten solche Sach- 
kapitalinvestitionen begünstigt, 
ja provoziert werden, die die phy­
sische Umwelt und die Rohstoff­
basis schonen, dabei aber nicht 
weniger Beschäftigung schaffen 
als solche Investitionen, deren 
produktive Nutzung Umweltgüter 
und Rohstoffe stark beansprucht. 
So fehlt es noch immer an einer 
entschlossenen Förderung der 
Wiederaufbereitung von Rohstof­
fen (Recycling), von Kraft-Wär­
me-Kopplung außerhalb der Elek­
trizitätsversorgungsunternehmen 
oder der Wärmedämmung von 
Gebäuden, obgleich hier enorme 
Wirtschaftlichkeits-, Energiespar­
und Beschäftigungsreserven 
nachweisbar sind ‘ ). Umgekehrt 
werden die externen Kosten kon­
kurrierender materialintensiver 
Produktionsweisen überwiegend 
nur höchst unvollständig den 
Verursachern angelastet. Im 
Energiebereich werden Kohle- 
und Kernkraftwerke sogar umge­
kehrt subventioniert.

Ansätze zur Arbeitsbeschaffung

Drittens g ilt es. dezentrale An­
sätze zur Arbeitsbeschaffung auf­
grund von Initiativen aus der Be­
völkerung zu fördern. Hier soll 
beispielhaft auf das kanadische 
Programm der Förderung örtli­
cher Initiativen (PIL) hingewiesen 
werden, das im Herbst 1971 an­
gesichts einer steigenden struk­
turellen Arbeitslosigkeit einge­
richtet wurde. Dieses Programm

') Joan R o b i n s o n :  The second crisis 
of economic tiieory, in: American Econo­
mic Review, Januar 1972, S. 6.
‘) Die folgenden Studien belegen für Te il­
bereiche das außerordentlich hohe Poten­
tia l der Rationalisierung des Energieein­
satzes innerhalb der Grenzen der W irt­
schaftlichkeit: F. R o m i g ,  G. L e a c h :  
Energy Conservation in UK Dwellings: Do­
mestic Sector Survey & Insulation, IIED 
Energy Project London, Juli 1977; B. 
S t r Ü m p e I : Berechungen und Über­
legungen zu einem alternativen Energie­
konzept — Testfall Berlin, als Manuskript 
vervielfältigt, Wissenschaftszentrum Berlin, 
1977; R. w. P e t e r :  Ein nationaler Ener- 
giesparplan, Gottlieb-Duttweiler-Institut, 
Rüschlikon bei Zürich 1977.

WIRTSCHAFTSDIENST 1978/1 19



ZEITGESPRXCH

verfolgt gleichzeitig die Ziele, Ar­
beitsplätze zu schaffen und bis­
her unbefriedigte, für wichtig be­
trachtete öffentliche Bedarfe in 
den Bereichen Bildung, Informa­
tion, Gesundheit, Sozialfürsorge, 
Sport, Unterhaltung zu decken. 
Folgende Bedingungen werden 
an die Förderung von Projekten 
geknüpft, die von den Initiativ­
gruppen an die Behörde heran­
getragen werden: Sie dürfen 
nicht in Wettbewerb mit existie­
renden Dienstleistungen oder 
Einrichtungen treten, und sie 
müssen Personen beschäftigen, 
die bisher als Arbeitslose geführt 
werden. Die genehmigten Pro­
jekte werden höchstens für 30 
Wochen gefördert, wobei sich die 
finanzielle Unterstützung etwa in 
der Höhe der Arbeitslosenunter­
stützung hält. So werden im Jah­
resdurchschnitt zur Zeit etwa 
90000 Arbeitsplätze mit einem 
Mittelaufwand geschaffen, der 
weit unter dem liegt, der für Kon- 
junkturprogramme via Investi­
tionsanregung pro Arbeitsplatz 
zu veranschlagen ist )̂.

Wahl zwischen Extremen

Bei arbeitspsychologischen 
Untersuchungen stellt sich immer 
wieder heraus, daß selbständig 
Tätige trotz überdurchschnittlich 
hoher Arbeitsbelastung eine be­
sonders hohe Arbeitszufrieden- 
heit zeigen. Müssen nicht Erhal­
tungsstrategien, die in derze it des 
rapiden industriellen Wachstums 
mit Recht zur Kritik herausforder­
ten, neu überdacht werden? Das 
Bild unserer Strukturpolitik ist 
noch immer durch zwei unver­
bundene Pole gekennzeichnet. 
Auf der einen Seite die traditio­
nellen Erhaltungssubventionen 
für Industrien, die, wie z. B. die 
Steinkohle oder der Schiffbau, im 
Wettbewerb Zurückbleiben. Auf 
der anderen Seite „Großtechno- 
loglen“ , kostspielige Forschungs­
und Entwicklungsprojekte, die an 
der Vision neuer Wirtschafts­
zweige oder zumindest Produkt-

Vgl. Pierre D u p i u s : L’Exemple Ca­
nadien, in: Le Nouvel Observateur, Novem- 
ber1977, S. 31.

gattungen orientiert sind. Was 
fehlt, ist ein ideenreicher Kom­
promiß zwischen den Extremen 
des „Naturschutzparkes“ und 
des „Zukunftsschocks“ , nämlich 
die Entwicklung von Technolo­
gien, gesetzlichen Regelungen, 
staatlichen Hilfen und privaten 
Initiativen, die Klein- und Mittel­
betrieben die Existenz ermög­
lichen.

Viertens bedarf es der Erwä­
gungen darüber, inwieweit die 
Befriedigung von Bedürfnissen 
durch Teilnahme am arbeitsteili­
gen Wirtschaftsprozeß oder auch 
anders verm ittelt werden kann. 
Gewiß ist im Einklang mit der Bil­
dungsrevolution und der Schwä­
chung von traditionellen fam iliä­
ren Autoritätsstrukturen eine Ab­
kehr von der reinen Hausfrauen- 
rolle, ja  der Mutterrolle zu ver­
zeichnen. Gewiß ist der Anteil der 
lokal oder in Selbstversorgung 
oder gegenseitiger Familien- und 
Nachbarschaftshilfe erzeugten 
Güter und Dienstleistungen zu­
rückgegangen. Zu erwägen ist 
jedoch, ob w ir es hier nicht mit 
Entwicklungen zu tun haben, die 
eine Erbschaft einer zurücklie­
genden Epoche sind, die viel­
leicht im Abklingen begriffen 
sind und die nicht zuletzt ange­
sichts der gegenwärtigen Gege­
benheiten des Arbeitsmarktes 
beeinflußt werden sollten und 
könnten.

Nur zu häufig sind die Men­
schen bei ihren Entscheidungen 
über die Teilnahme am Arbeits­
markt mit einer unbefriedigenden 
Wahl zwischen den Extremen 
des Alles oder Nichts konfron­
tiert. Möglichkeiten zurTeilzeitbe- 
schäftigung sind die Ausnahme 
statt die Regel, Urlaubszeiten sind 
tarifvertraglich festgesetzt, „B il­
dungsurlaub“ , „Babyjahr“ , poly­
technische Ausgestaltung des 
Bildungssystems sind Regelun­
gen, die bislang noch in den Ent­
würfen der Sozialpartner stek- 
kengeblieben sind, und selbst die 
gefeierte flexible Altersgrenze ist 
flexibel nur nach unten und er­
leichtert kaum einen graduellen

Rückzug aus dem Berufsleben. Es 
lohnte sich, darüber nachzuden­
ken, wie die zweifellos vorhande­
nen sachlichen Schwierigkeiten, 
die der Ausweitung solcher Opti­
onen von der Arbeitgeberper­
spektive entgegenstehen, über­
wunden werden können.

Lohndisziplin greift zu Icurz

Fassen w ir zusammen: Die 
These von der Lohnzurückhal­
tung greift zu kurz, wird in ihrer 
Reichweite weit überschätzt. Das 
von der Mehrheit des Sachver­
ständigenrates vorgestellte Mo­
dell eines neoklassischen Auf­
schwungs ignoriert die Anzei­
chen der Änderungen der W irt­
schaftsstruktur, besonders der 
Verhaltensweisen, Werthaltun­
gen und Prioritäten der Men­
schen. Teilweise werden die 
Marktsignale dieser Änderungen 
als Konjunkturschwäche oder 
Fehlverhalten verharmlost, te il­
weise werden sie den „Selbsthei­
lungskräften des Marktes“ über­
antwortet; die weitere Behand­
lung inhaltlicher Zielvorstellun­
gen, wie sie im Minderheitsvotum 
gefordert und auch umrißhaftvor- 
genommen wird, unterbleibt. 
Auch der kurze Abschnitt 
„Wachstums- und Strukturpoli­
t ik “ , der Staatshilfen für kleine 
und mittlere Unternehmen und 
Probleme der Ausbildungspolitik 
erörtert, w irft die Frage; Was soll 
wachsen? nicht einmal auf.

So wird von Jahr zu Jahr deut­
licher, daß der Sachverständi­
genrat durch die an ihn gerichte­
ten Erwartungen und durch sei­
nen gesetzlichen Auftrag überfor­
dert ist, ohne sich in seiner Mehr­
heit dessen bewußt zu sein. Es 
gibt wohl kaum eine Instanz, die 
in der gegenwärtigen Situation 
anerkannte Leitlinien für die 
W irtschaftspolitik aufstellen 
könnte, bevor eine gründliche 
Debatte über das Verhältnis von 
quantitativem und qualitativem 
Wachstum stattgefunden hat, 
eine Debatte, die freilich von dem 
zur Zeit noch vorherrschenden 
Wirtschaftsdenken eher verhin­
dert als angeregt wird.
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